
A U S G A B E  2 / 24  | 8. JUNI 2024

Weitere Themen

Aus dem Inhalt
Wahlprüfsteine  zur Landtags-
wahl – Wir haben die großen 
Parteien vor der Landtagswahl 
im September gefragt, wie sie  
zur ambulanten Versorgung 
stehen. Einen Teil der Antworten 
­nden Sie in diesem Magazin. 
Die kompletten, umfassenden 
Antworten können Sie online 
nachlesen.  S. 2 + 3

Mit Herz für die Sache –  
Die Erfurter HNO-Ärztin ist eine 
von acht Ärzten und Psychothera- 
peuten, die der aktuellen KBV- 
Kampagne ihr Gesicht geben. 
Wie es dazu kam und was sie 
antreibt, sich umfassend berufs-
politisch zu engagieren.  S. 6

Dr.-Ludwig-Pfei�er-Medaille –  
Dr. Ellen Lundershausen und  
Dr. Annette Rommel wurden  
von der Landesärztekammer  
für ihre Verdienste um das  
Ansehen der Ärztescha� in  
Thüringen geehrt. S. 8

#kvt – Die Vorstandskolumne S. 2

Die Gesetzesflut dringt vor – Die 
absehbaren Folgen zahlreicher 
Gesetzesvorhaben auf Bundes-
ebene beunruhigen die Vertre-
terversammlung. Beschlossen 
wurden zudem Änderungen der 
Bereitscha�sdienstordnung. S. 4

Quotenregelung für Medizin- 
Studium beschlossen – Der Thü-
ringer Landtag hat nach langem 
Ringen das Haus- und Zahnärzte-
sicherstellungsgesetz beschlos-
sen. Bereits im Herbst könnten 
die ersten Studenten per Quote  
einen Studienplatz in Jena  
erhalten. S. 5

Übersicht – Beschlüsse  
der VV.  S. 5
 
Landärztin aus Leidenscha� –  
Dr. Julia Vonderlind praktiziert  
seit April d. J. im südthüringischen 
Unterkatz. Von den Vorzügen der 
Praxis am Heimatort – und der 
Aufregung vor Tag eins in der  
Niederlassung.  S. 6

Unter der Hand – Irre schönes 
Arbeiten hier! S. 8

Monstermäßig was los –  
Neue Kampagne für die 116117  
in Thüringen gestartet. S. 8
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 Aktuelle Gesetzesvorhaben könnten die ambulante Versorgung krä�ig umwälzen 

Zwischen Verheißung und Verdammung

„Nah am Leben. Und nah am 
Aufgeben.“ Diese Botscha� der 
aktuellen KBV-Kampagne soll 
bei den Politikern durchdrin-
gen. Schließlich entscheiden sie 
über die Rahmenbedingungen 
der ambulanten Versorgung. In 
den vergangenen Monaten ver-
ö¨entlichte das Bundesgesund-
heitsministerium (BMG) jedoch 
mehrere Gesetzesvorhaben, de-
ren Umsetzung das Potenzial be-
sitzt, die ambulante Versorgung 
gehörig umzuwälzen.

Krankenhausversorgungsver-
besserungsgesetz (KHVVG)
Laut dem Referentenentwurf soll 
es Kliniken ermöglicht werden, 
hausärztliche Institutsambulan-
zen einzurichten. Geht es nach 
den Plänen des BMG, benötigen 
die Kliniken dafür zwar eine In-
stitutsermächtigung, die von 
den Zulassungsausschüssen 
beschlossen werden. Ebenje-
nen Ausschüssen kommt dabei 
aber allenfalls eine abnickende 
Funktion zu. Schließlich „müs-
sen“ sie – so die Formulierung – 
die Ermächtigungen in all jenen 
Gebieten erlassen, in denen es 
keine Zulassungsbeschränkun-
gen gibt. In Thüringen wäre dies 
aktuell in 25 von 39 Planungs-
bereichen der Fall. Einmal er-
lassen, gilt die Ermächtigung 
unbefristet.  

Gesundheitsversorgungsstär-
kungsgesetz (GVSG)
Viel wurde im Vorfeld dieses 
Gesetzes über bis zu 1.000 
Gesundheitskioske diskutiert, 
auch über Primärversorgungs-
zentren. Nach zahlreicher Kritik 

ist von beiden Vorhaben im Re-
ferentenentwurf des Gesetzes 
vorerst nichts mehr zu ­nden. 
Beides kann in den weiteren Le-
sungen aber wieder eingebracht 
werden. Dafür wird die bereits im 
Koalitionsvertrag versprochene 
Entbudgetierung der Hausärzte 
auf den Weg gebracht. 
Kün�ig soll es eine Jahrespau-
schale für die Behandlung chro-
nisch kranker Menschen geben. 
Bislang wird diese quartalswei-
se abgerechnet. Die Pauschale 
darf für einen Patienten jedoch 
nur von einer Arztpraxis einmal 
jährlich abgerechnet werden. 
Allerdings werden nach Berech-
nungen des Zentralinstituts 
für die kassenärztliche Versor-
gung (Zi) derzeit 35 Prozent der 
chronisch erkrankten Patienten 
durch mehr als eine Hausarzt-
praxis behandelt.
Neu hinzu kommt eine Vorhalte-
pauschale. Sie soll Praxen für 
die „Wahrnehmung des haus-
ärztlichen Versorgungsau�ra-
ges“ ausgezahlt werden, sofern 
sie bestimmte Kriterien erfüllen, 
zumindest aber geriatrische Pa-
tienten und eine palliativmedizi-
nische Versorgung übernehmen. 
Zwar müssen sowohl die Höhe 
der jährlichen Pauschale als 
auch die genauen Kriterien noch 
vom Bewertungsausschuss be-
stimmt werden. Ideen gibt der 
Gesetzgeber aber gleich mit: 
Mindestanzahl von Patienten; 
Haus- und Pflegeheimbesuche; 
bedarfsgerechte Ö¨nungszei-
ten, die auch Sprechstunden 
nach 19 Uhr umfassen können. 
Die KBV befürchtet durch die 
neue Vorhaltepauschale erheb-

liche Honorarumverteilungen. 
Denn Hausärzte, die einige oder 
alle Kriterien nicht erfüllen, er-
halten laut Referentenentwurf 
keine oder nur eine gekürzte 
Pauschale. Das Zi warnt vor exis-
tenzgefährdenden Folgen für all 
jene Praxen, die nicht in den  
Genuss der Pauschale kommen. 

Notfallreform
Mit der Notfallreform sollen 
Patienten besser in die richtige 
Versorgungsebene gesteuert 
werden. Dafür sieht die Reform 
zahlreiche Veränderungen vor. 
Zwar besteht schon heute eine 
Verpflichtung zur Patientenver-
sorgung an 24 Stunden an sie-
ben Tagen pro Woche, die au-
ßerhalb der Sprechzeiten durch 
den Bereitscha�sdienst in Thü-
ringen sichergestellt wird. Doch 
kün�ig sollen sich die KVen an 
Integrierten Notfallzentren (INZ)
mit den Krankenhäusern beteili-
gen, sowie 24 Stunden pro Tag 
einen aufsuchenden Dienst und 
einen telemedizinischen Dienst 
anbieten, also auch während 
der Sprechzeiten. 
Integrierten Notfallzentren sol-
len flächendeckend etabliert 
werden und aus der Notaufnah-
me eines Krankenhauses, einer 
Notdienstpraxis und einer zen-
tralen Ersteinschätzungsstelle 
bestehen. Über Letztere soll 
eine möglichst e´ziente Steue-
rung der Patienten erfolgen. 
Zusätzlich sollen zu Sprech-
stundenzeiten vertragsärztliche 
Leistungserbringer als „Koope-
rationspraxen“ an INZ angebun-
den werden können.

Matthias Streit
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Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen,

das Leben ist ein Experiment, das 
man nicht zweimal machen kann, 
und es ist ein Ergebnis der Lebens-
weise. Diese Sätze sind ein gutes In-
tro in die Auswertung der Check-ups 
besonders bei Jüngeren, die anlass-
los sich einfach „mal richtig durch-
checken“ lassen wollen. Sinn und 
Unsinn eines solchen Wunsches 
brauchen wir nicht diskutieren. Der 
Fokus beim Check-up 35, alle drei 
Jahre durchführbar, richtet sich auf 
die Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 
und neben den Blutfettwerten sind 
dabei die Anamnese und die Bera-
tung das Wichtigste. Gerne nehme 
ich zur Illustration einer Entschei-
dungs­ndung über weitere Maß-
nahmen den Risikorechner Arriba 
zu Hilfe. Gewichtsreduktion, Sport, 
leitliniengerecht ein Statin sind Op-
tionen, um Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen vorzubeugen. Wer möchte 
schon einen Herzinfarkt oder einen 
Schlaganfall erleiden? Jeder möch-
te gesund und ­t alt werden. Die 
wenigsten der Beratenen werden 
jedoch alle Aspekte dauerha� be-
herzigen. Aber nun kommt unser 
Bundesgesundheitsminister ins 
Spiel. Er wird zukün�ig „unnötige 
Tode“ verhindern. Mit dem Gesun-
des-Herz-Gesetz grei� er selbst 
ins Geschehen ein und schreibt 
unabhängig von evidenzbasierter 
Medizin und den WANZ-Kriterien 
den Einsatz von Statinen und den 
SCORE2-Risikorechner in einem 
ausgeweiteten Screeningprogramm 
vor. Wozu brauchen wir den Ge-
meinsamen Bundesausschuss und 
die Selbstverwaltung? Die paar 
wissenscha�lichen Auswertungen 
kriegt Karl Lauterbach schon selber 
hin, und was dann noch fehlt, wird 
einfach bestimmt! 
Ein Gesetz ist justiziabel. Was pas-
siert denn, wenn Arriba eingesetzt 
oder die medizinische Leitlinie ein-
gehalten wird? Kommt man dann ins 
Gefängnis? („Unnötige Tode“!)
Eine partizipative Entscheidungs-
­ndung des Ministers mit der 
Selbstverwaltung scheint unwahr-
scheinlich. Man kann nur ho¨en, 
dass dieses Gesetz den Bundestag 
nicht passiert und dass wir Ärztin-
nen und Ärzte frei in unseren Ent-
scheidungen bleiben, genau wie 
der mündige Bürger, der sich ganz 
bewusst für seine Lebensweise ent-
scheiden kann. 
In diesem Sinne – gönnen Sie sich 
ein Gläschen an einem lauen Som-
merabend.

Ihre

Dr. med. Annette Rommel

KVT fragt nach – sieben Thüringer Parteien geben ihre Antworten

Dr. med. Annette Rommel

Am 1. September wählen wir in 
Thüringen einen neuen Landtag. 
Um die Zukun� der wohnortnahen 
Versorgung zu sichern, fordern wir 
ein Umdenken von allen Politikern. 
Fünf Fragen haben wir den Thürin-
ger Parteien gestellt. 

Frage 1:
Werden Sie angesichts der Ambu-
lantisierungspläne bei der Kran-
kenhausreform des Bundes dafür 
eintreten, dass Krankenhäuser als 
staatlich subventionierte Konkur-
renten in Thüringen nicht die Exis-
tenz inhabergeführter Praxen der 
Ärzte und Psychotherapeuten ge-
fährden?

Frage 2:
Unterstützen Sie angesichts des de-
mogra­sch verursachten Fachkräf-
temangels im Gesundheitswesen 
die Forderung nach Abscha¨ung 
aller leistungsbegrenzenden Bud-
gets in der vertragsärztlichen Ver-
sorgung?
Frage 3:
Treten Sie für eine vollständige Re­-
nanzierung der Kosten des medizini-
schen Fachpersonals in Arztpraxen 
analog zum Krankenhaus ein?
Frage 4:
Wie stehen Sie zu einer bundesge-
setzlichen Einschränkung der Mög-
lichkeit von Medizinischen Versor-
gungszentren in Trägerscha� von 

Investoren, durch renditeorientierte 
Standort- und Leistungsauswahl die 
gleichmäßige Versorgung der Bevöl-
kerung zu beeinträchtigen?
Frage 5:
Sind Sie bereit, sich angesichts der 
häu­gen Störungen der Telematikin-
frastruktur und deren Anwendungen 
– mit Zeitaufwand zulasten der Pa-
tientenversorgung – für einen Stra-
tegiewechsel bei der Digitalisierung 
der Arztpraxen mit ausreichenden 
Erprobungen der Systeme und ohne 
sanktionsbewehrte Anwendungs-
pflichten einzusetzen? 

Die Fragen stellte der Vorstand der KVT.

Wir haben teils die Antworten abge-
druckt, aus Platzmangel aber nicht 
alle. Die kompletten Antworten auf 
alle Fragen stellen wir Ihnen online 
zur Verfügung. 

Sie ­nden sie über den QR-Code 
oder unter www.kvt.de/presse/
wahlpruefsteine:

Thüringer Landtagswahlen am 1. September

Antworten – Die Linke:
zu Frage 1: Wir wollen eine bedarfs-
gerechte und wohnortnahe medizi-
nische Versorgung im ambulanten 
sowie stationären Bereich sichern. 
Dazu gehören angemessene Warte-
zeiten bei Ärzt:innen, eine gute Not-
fallversorgung, ausreichende Ka-
pazitäten in der Pflege und Psycho-
therapie. Eine Konkurrenz zwischen 
stationärem und ambulantem medi-
zinischem Personal muss vermieden 
werden. Hier ist von zentraler Be-
deutung, dass eine verstärkte sek-
torenübergreifende Gesundheits-
versorgung verschiedene Faktoren 
einbezieht. In den ländlichen Räu-
men Thüringens muss die Nieder-

lassungsförderung ausgebaut wer-
den, welche Mediziner:innen da-
bei unterstützt, eine Praxis aufzu-
bauen. Gleichzeitig müssen auch 
regionale Standortfaktoren, wie 
eine ausreichende Kinderbetreuung 
und eine gute ÖPNV-Anbindung mit-
gedacht werden, damit angehende 
Mediziner:innen sich längerfristig 
in Thüringen niederlassen wollen. 
Wir wollen eine bedarfsgerechte 
und wohnortnahe medizinische 
Versorgung im ambulanten sowie 
stationären Bereich sichern. Dazu 
gehören angemessene Wartezeiten 
bei Ärzt:innen, eine gute Notfallver-
sorgung, ausreichende Kapazitäten 
in der Pflege und Psychotherapie.

zu Frage 2: Die Entbudgetierung ­n-
den wir generell gut und fordern eine
Übertragung auf die vertragsärzt-
liche Versorgung. Wir halten insbe-
sondere auch die Abscha¨ung der 
Neupatientenregelung durch das 
Bundesgesundheitsministerium für 
einen Fehler. Es kann nicht sein, 
dass Mediziner:innen und damit 
auch die Patienten durch mangeln-
de ­nanzielle Rahmenbedingungen 
unter schlechten Behandlungsstruk-
turen leiden. Auch das System der 
Fallpauschalen, welches die Kran-
kenhäuser unter einen hohen ­nan-
ziellen Druck stellt, ist ein Beispiel 
für eine nicht auskömmliche Finan-
zierungsstruktur ...

Antworten – CDU:
zu Frage 1: Der Dreh- und Angelpunkt 
der gesundheitspolitischen Ziele der 
CDU Thüringen ist eine flächende-
ckende Hausarztversorgung, wobei 
unser Ziel ist, dass ein Haus-, Kinder- 
und Frauenarzt für jeden Thüringer 
innerhalb von 20 Minuten erreich-
bar sein soll. Die flächendeckende
Hausarztversorgung sicherzustellen,
wird dem Land und der Kassenärztli-
chen Vereinigung enorme gemeinsa-
me Kra�anstrengungen abverlangen 
und hat in unserer Politik Priorität 
vor anderen gesundheitspolitischen 
Maßnahmen. 
Die inhabergeführte Praxis eines 
niedergelassenen Arztes oder Psy-
chotherapeuten stellt aus unserer 

Sicht den Goldstandard der ambu-
lanten Versorgung dar. Wir wollen 
dies wo möglich befördern und er-
halten, insbesondere, indem wir 
Hemmnisse für die Freiberuflichkeit 
abbauen. Wir dürfen jedoch auch 
die Augen nicht davor verschließen, 
dass die strukturelle Zusammenset-
zung des ärztlichen Nachwuchses 
und gesellscha�liche Tendenzen wie 
die zunehmende Freizeitorientierung 
der individuellen Entscheidung zur 
Niederlassung o�mals entgegenste-
hen. Daher wird es weitere Modelle 
brauchen, um auch Ärzte für die am-
bulante Versorgung zu gewinnen, 
die nach einer Anstellung suchen. 
Diesbezüglich wollen wir gerne ge-
meinsam mit der Kassenärztlichen 

Vereinigung neue Lösungsmodelle 
erarbeiten. Auch die Möglichkeiten, 
Ärzte bei der Kassenärztlichen Verei-
nigung oder der Sti�ung ambulante 
ärztliche Versorgung Thüringen bei-
spielsweise in Versorgungszentren 
anzustellen, wollen wir gemeinsam 
mit der Kassenärztlichen Vereini-
gung diskutieren, prüfen und um-
setzen. 
Wir werden uns dafür einsetzen, 
dass Level-1i-Kliniken nicht in Kon-
kurrenz, sondern in Kooperation 
und Ergänzung zur ambulanten Ver-
sorgung vor Ort treten.

zu Frage 2: Das bestehende System 
der Budgetierung hemmt die Moti-
vation für zusätzliche Arbeit ...

Antworten – AfD:
zu Frage 1: Die seit Jahrzehnten zu 
Recht vertretene Position „ambulant 
vor stationär“ halten wir für sinnvoll, 
nicht zuletzt aus Kostengründen. 
Die ambulanten Praxen müssen er-
halten bleiben und sollten gestärkt 
werden. Autarke Praxen im örtli-
chen Bereich von Kliniken bleiben 
sinnvoll. Für sektorübergreifende 
Leistungserbringung müssen die 
inhabergeführten Arzt- und Psycho-
therapiepraxen ebenbürtig vergütet 
werden. (Cave: Institutsambulanzen 
sollten im planwirtscha�lich geführ-
ten Gesundheitswesen der DDR die 
ambulanten Leistungen erbringen, 
die die staatlichen Arztpraxen nicht 

erbringen konnten und dur�en. 
Das hat die ambulante Mangelver-
sorgung nicht verbessert, aber die 
Kliniken wirtscha�lich übermäßig 
belastet und knappes stationäres 
Personal gebunden.)

zu Frage 2: Ärzte sollen für ihre Leis-
tungen angemessen und vollstän-
dig bezahlt werden. Die Budgets 
dagegen sind leistungsfeindlich, 
ungerecht und führen zu einer Man-
gelversorgung der Patienten. Die 
Budgetierung sollte dementspre-
chend für alle medizinischen Fach-
gruppen abgescha· werden. 

zu Frage 3: Eine isolierte Refinanzie-

rung der Kosten für medizinisches 
Fachpersonal wäre nach unserer 
Au¨assung der falsche Weg. Praxen 
stellen eigenständige wirtscha�li-
che Einheiten dar. Das beinhaltet 
auch eine leistungsbezogene Ver-
gütung der Mitarbeiter in Eigenver-
antwortung der Praxisinhaber. Die 
Honorierung der Arztpraxen muss 
so gestaltet sein, dass im Vergleich 
zu den Budgets für stationäre Pfle-
gekrä�e keine finanzielle Benachtei-
ligung erfolgt.

zu Frage 4: Die Medizinischen Ver-
sorgungszentren wurden politisch 
per Gesetz gescha¨en. Dies führte 
zur Schwächung der ...

Hier können Sie alle Antworten 
nachlesen: www.kvt.de

Hier können Sie alle Antworten 
nachlesen: www.kvt.de

Hier können Sie alle Antworten 
nachlesen: www.kvt.de

https://www.kv-thueringen.de/fileadmin/media2/Kommunikation/kvtimpuls/2024/WPS/WPS_Partei-AFD.pdf
https://www.kv-thueringen.de/fileadmin/media2/Kommunikation/kvtimpuls/2024/WPS/WPS_Partei-Die-Linke.pdf
https://www.kv-thueringen.de/fileadmin/media2/Kommunikation/kvtimpuls/2024/WPS/WPS_Partei-CDU.pdf
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Antworten – SPD:
zu Frage 1: Wir als SPD sehen in einer 
stärkeren Vernetzung der Angebote 
der ambulanten und stationären 
Leistungserbringer eine zwingende 
Voraussetzung für eine Sicherstel-
lung der flächendeckenden medizi-
nischen Versorgung in der Zukun�. 
Diese Verzahnung setzt unbedingt 
ein gleichberechtigtes Miteinander 
der maßgeblichen Akteure voraus. 
Allein in Thüringen sind derzeit rund 
100 Hausarzt-Sitze der vertragsärzt-
lichen Versorgung nicht besetzt. Nur 
dort, wo die hausärztliche Versor-
gung trotz Sicherstellungsmaßnah-
men der Kassenärztlichen Vereini-
gung dauerha� nicht mehr erbracht 
werden kann, muss es uns allen ge-
meinsam darum gehen, die haus-

ärztliche Versorgung für die Patien-
ten wohnortnah zu bewahren. Wir 
sprechen uns deshalb ausdrücklich 
für flexible Brückenlösungen aus. 
Diese müssen aber in jedem Fall die 
gleiche Qualität mit Facharztstan-
dards beinhalten und zu gleichen 
­nanziellen Konditionen geleistet 
werden. Pauschale Ersatzlösungen 
in dieser Frage lehnen wir ab.

zu Frage 2: Wir als SPD stehen für 
einen sorgsamen Umgang mit den 
Beiträgen der gesetzlich Versicher-
ten. Wir sehen aber auch die zuneh-
mend negativen Auswirkungen auf 
die ambulanten Leistungsbudgets. 
Wir stehen deshalb in Thüringen ei-
ner möglichen Abscha¨ung weiterer 
Budgets o¨en gegenüber, soweit 

sich hierdurch die Engpässe in den 
Bedarfen der ambulanten fachärzt-
lichen Versorgung tatsächlich ver-
bessern lassen. Hierfür sollte aber 
immer eine solide Abwägung der ab-
zuschätzenden Folgekosten einer-
seits und der realen Auswirkungen 
auf die Sicherstellung der flächen-
deckenden ambulanten Versorgung 
andererseits erfolgen.

zu Frage 3: Wir stehen als SPD für 
gute Arbeit und damit auch für 
eine faire und gute Entlohnung 
des nichtärztlichen Fachpersonals 
in den Praxen niedergelassener 
Ärztinnen und Ärzte. Das aus dem 
stationären Sektor entlehnte Re­-
nanzierungsmodell steht zwar für 
uns im Widerspruch zur freiberuf-

lichen Tätigkeit der niedergelasse-
nen Ärztinnen und Ärzten, wir sehen 
aber die Notwendigkeit eines an die 
Inflation angepassten Personalfak-
tors bei der Berechnung der ambu-
lanten Honorarberechnungen. 

zu Frage 4: Jeder vierte Arzt bzw. 
jede vierte Ärztin ist aktuell bei ei-
nem Medizinischen Versorgungs-
zentrum angestellt. In Thüringen 
gehören die meisten MVZ bisher 
Krankenhäusern bzw. deren Trägern. 
Wir als SPD fordern, dass zur Eigen-
tums- bzw. Gesellscha�erstruktur 
eines MVZ eine für alle Beteiligten 
nachvollziehbare Transparenz her-
gestellt werden muss. Dabei sehen 
wir eine weitere Kommerzialisierung 
des Gesundheitswesens ...

Hier können Sie alle Antworten 
nachlesen: www.kvt.de

Antworten – FDP:
zu Frage 1: Die ambulanten Ärzte 
sind der Anker der Versorgung. Sie 
bieten einen niedrigschwelligen Zu-
gang zu medizinischen Leistungen 
und sichern mit ihrem breiten Ver-
sorgungsangebot eine qualitativ 
hochwertige und wohnortnahe Ver-
sorgung, sodass die Krankenhäuser 
sich auf spezialisierte stationäre Ein-
gri¨e konzentrieren können. Auch 
hier gilt, dass eine optimale Versor-
gung von Patienten nur als Teamleis-
tung aller Akteure und Sektoren des 
Gesundheitswesens sichergestellt 
werden kann. Wir sehen daher gera-
de in der Stärkung der ambulanten 
Versorgung die Zukun�saufgabe der 
Gesundheitspolitik und erhebliches 

Umsteuerpotenzial vom stationären 
in den ambulanten Bereich (siehe 
IGES-Gutachten nach § 115b Abs. 1a
SGB V aus dem Jahr 2022). Wir 
lehnen den von der „Regierungs-
kommission für eine moderne und 
bedarfsgerechte Krankenhausver- 
sorgung“ vorgeschlagenen Abbau 
der sogenannten doppelten Fach-
arztschiene als weltfremd und kon-
traproduktiv ab. 

zu Frage 2: Ja, wir setzen uns für die 
Au»ebung aller leistungsbegren-
zenden Budgets in der  vertragsärzt-
lichen Versorgung ein. Unser Ziel ist 
es, durch eine Einzelleistungsver-
gütung eine leistungsidentische 
Finanzierung herzustellen. Mit der 

Entbudgetierung der Hausärzte wur-
de durch die FDP der erste Schritt 
durchgesetzt. Die Entbudgetierung 
der Fachärzte muss der nächste 
Schritt sein. Dieser Schritt muss 
von einer besseren Steuerung des 
Patienten in die entsprechende Ver-
sorgungsebene sowie der Stärkung 
der Eigenverantwortung und -betei-
ligung der Patienten begleitet sein.

zu Frage 3: Nein. Personalkosten 
sind anteilig in der standardisier-
ten EBM-Leistungsbeschreibung 
abgebildet. Vielmehr sehen wir die 
vollständige Re­nanzierung der 
Personalkosten im Krankenhaus 
– ohne Benehmen der Krankenkas-
sen – sehr kritisch. Die Gefahr der 

Überforderung der ­nanziellen Mög-
lichkeiten der GKV ist absehbar. Die 
von der DKG geforderte vollständige 
Re­nanzierung der Personalkosten 
würde zudem die Ungleichbehand-
lung der Ärzte im ambulanten und 
stationären Bereich noch weiter 
steigern.

zu Frage 4: Regelungsmaßnahmen, 
wie Größenbegrenzungen, stehen 
wir o¨en gegenüber. Ein gänzliches 
Verbot von MVZs halten wir hinge-
gen für verfassungsrechtlich nicht 
möglich. Wir setzen uns für mehr 
Transparenz über die Eigentums-
verhältnisse und wirtscha�liche 
Berechtigung von MVZ ein. Ziel ist, 
Patienten in die Lage zu versetzen ...

Antworten – BSW:
zu Frage 1: Das BSW sieht in der 
sektorenübergreifenden Versorgung
eine notwendige und längst über-
fällige Strukturverbesserung im 
Gesundheitswesen. Institutsam-
bulanzen können, wenn sie die 
Qualitätsvorgaben erfüllen, bereits 
entstandene oder drohende Ver-
sorgungslücken in der ambulanten 
Versorgung schließen. Sie dürfen 
aber die Existenz inhabergeführter 
Praxen nicht gefährden. Angesichts 
der demogra­schen Entwicklung mit 
steigendem Altersdurchschnitt der
Bevölkerung und der Zunahme mul-
timorbider Patienten ist diese Ge-
fahr nicht akut. Das BSW spricht sich 
zudem für pragmatische Lösungen 

gemeinsam mit niedergelassenen 
Haus- und Fachärzten bzw. Gemein-
scha�spraxen im Interesse der Pa-
tientenversorgung aus.

zu Frage 2: Es ist zunächst anzu-
merken, dass der Fachkrä�emangel 
nicht nur demogra­sch verursacht 
ist. Das Arbeiten im Gesundheitswe-
sen muss insgesamt wieder attrakti-
ver werden, das hat viele Facetten.
Das BSW setzt sich dafür ein, dass 
auch in der ambulanten Versorgung 
ärztliche Leistungen auskömmlich 
vergütet werden, um wohnortnahe 
Arztpraxen zu erhalten. Gleichzeitig 
muss die Finanzierbarkeit durch die 
gesetzliche Krankenversicherung 
gewährleistet bleiben. Statt einer 

generellen Abscha¨ung der Budge-
tierung orientiert das BSW auf ziel-
gerichtete und leistungsspezi­sche 
Maßnahmen, mit denen auf regiona-
le Besonderheiten – beispielsweise 
in ländlichen Regionen mit schlech-
tem Versorgungsgrad – reagiert 
wird. 
Zudem halten wir es für sehr wichtig, 
dass stärker über die Sinnha�igkeit 
medizinischer Leistungen disku-
tiert wird, auch auf ärztlicher Seite. 
Es werden teils unnötige bzw. ver-
meidbare medizinische Leistungen 
erbracht. Das wird mit weniger Per-
sonal zukün�ig nicht mehr zu leis-
ten sein, da an anderen Stellen dann 
eine Unterversorgung droht. Sollte 
hier zukün�ig Qualität vor Quantität 

stehen, könnte man auch über eine 
Entbudgetierung nachdenken. Dann 
würde Leistung der Qualität entspre-
chend gut bezahlt, ohne die Gesamt-
kosten für das Gesundheitssystem 
zu erhöhen.

zu Frage 3: Das BSW tritt für bes-
sere Löhne und Arbeitsbedingun-
gen in Thüringen ein. Das aktuelle 
Einkommensniveau weit unter dem 
Bundesdurchschnitt kann nicht zu-
friedenstellen. Das schließt eine 
angemessene Vergütung des me-
dizinischen Fachpersonals in den 
Praxen ein. Nur so kann zudem dem 
Fachkrä�emangel bei quali­ziertem 
Personal entgegengewirkt werden. 
Alternativ zu einer ...

Antworten – Die Grünen:
zu Frage 1: Die rot-rot-grüne Landes-
regierung hatte es sich zum Ziel ge-
setzt, die Strukturen für eine stabile 
und qualitativ hochwertige Versor-
gung in Thüringen zu stärken. Die 
Krankenhausförderung wurde ent-
sprechend dem Krankenhausplan 
angepasst. Wir haben eine Facharzt-
quote in Krankenhäusern eingeführt 
und sind erste Schritte hin zu einer 
stärkeren Verzahnung von statio-
närer und ambulanter Behandlung 
gegangen. Diesen Weg wollen wir 
weiterführen, die Qualität der Ver-
sorgung weiter erhöhen und die Zahl 
der Angebote mindestens halten.
Wenn Krankenhäuser im Zuge der 
Reform nun auch mehr für den am-

bulanten Bereich geö¨net werden, 
darf das natürlich nicht zu Lasten 
des vertragsärztlichen Budgets ge-
hen. Uns ist wichtig, dass sowohl 
die ambulante Versorgung als auch 
der stationäre Bereich gleicher-
maßen unterstützt und auskömm-
lich ­nanziert werden. Außerdem 
braucht es vernün�ige und ange-
messene Grundlagen für eine ver-
trauensvolle Zusammenarbeit von 
niedergelassenen Ärzt*innen und 
Kliniken auf Augenhöhe zum Woh-
le der Patient*innen. Die Reformen 
im Krankenhaussektor dürfen nicht 
dazu führen, dass die ambulante 
Versorgung durch niedergelassene 
Fachärzt*innen gefährdet wird.
Vielmehr ist es uns wichtig, die me-

dizinische Versorgung in Thüringen 
flächendeckend abzusichern. Das 
funktioniert nur mit einem innovati-
ven Konzept, welches auf Koopera-
tion und Vernetzung zwischen den 
verschiedenen Gesundheitsein-
richtungen und -berufen setzt und 
ambulante und stationäre Angebo-
te klug verbindet. Nur in Koopera-
tion können die unterschiedlichen 
Gesundheitsberufe der Medizin, 
Therapie und Pflege ihre Fachkom-
petenzen optimal einsetzen. Im 
Bereich der Ambulantisierung gibt 
es hier große Chancen, die es klug 
zu nutzen gilt. Denn eines ist klar:  
Die zu versorgenden Personen  
müssen immer im Mittelpunkt ste-
hen.

zu Frage 2:  Wir begrüßen ausdrück-
lich die geplante Entbudgetierung 
des hausärztlichen Honorars. Eine 
grundsätzliche Abscha¨ung leis-
tungsbegrenzender Budgets wäre si-
cher wünschenswert, ist aber in der 
Realität nicht zu machen. Das wäre 
nur mit einem sehr breit aufgestell-
ten und zu 100 Prozent funktionie-
renden solidarischen Versorgungs-
system mit maximaler Transparenz 
zu stemmen. Davon sind wir leider 
noch weit entfernt. Einerseits ist 
solch ein solidarisches System ele-
mentar für den gesellscha�lichen 
Zusammenhalt, andererseits sind 
weitere Einschränkungen des Leis-
tungskatalogs der gesetzlichen Kran-
kenversicherung nicht ...

Hier können Sie alle Antworten 
nachlesen: www.kvt.de

Hier können Sie alle Antworten  
nachlesen: www.kvt.de

Hier können Sie alle Antworten 
nachlesen: www.kvt.de

https://www.kv-thueringen.de/fileadmin/media2/Kommunikation/kvtimpuls/2024/WPS/WPS_Partei-SPD.pdf
https://www.kv-thueringen.de/fileadmin/media2/Kommunikation/kvtimpuls/2024/WPS/WPS_Partei-Die-Gruenen.pdf
https://www.kv-thueringen.de/fileadmin/media2/Kommunikation/kvtimpuls/2024/WPS/WPS_Partei-FDP.pdf
https://www.kv-thueringen.de/fileadmin/media2/Kommunikation/kvtimpuls/2024/WPS/WPS_Partei-BSW.pdf
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Die Zahl der aktuellen Gesetzesvor-
haben prasselt wie ein anhaltender 
Dauerregen auf das Gesundheits-
wesen. Das kränkelnde Kranken-
hauswesen soll verbessert wer-
den, die Gesundheitsversorgung 
gestärkt, Patientendaten geschützt 
werden – die Liste der Vorhaben er-
streckt sich so breit wie das Band 
bedrohlich dunkler Regenwolken. 
Doch wenn ein Platzregen in Dauer-
regen übergeht, droht Unheil. 
Der Vertreterversammlung schwant 
nichts Gutes, da der Schwall an Vor-
haben die ambulante Versorgung 
deutlich zu verändern droht. „Dabei 
ist klar erkennbar, dass die Freibe-
ruflichkeit der niedergelassenen 
Kassenärzte und die Zuständigkei-
ten der KVen eingeschränkt werden 
sollen. So brutal in der Ausrichtung 
dieser Politik war es in den zurück-
liegenden Jahrzehnten noch nie“, 
sagt Dr. Andreas Jordan, Vorsitzen-
der der Vertreterversammlung. Auch 
Dr. Thomas Schröter, zweiter Vorsit-
zender der KVT, warnt vor existen-
ziellen Bedrohungen. 

Beispiele nannte Dr. Annette Rom-
mel: So sei die maximale Öffnung 
der Krankenhäuser für die ambu-
lante Versorgung eine Einbahnstra-
ße, nicht zuletzt die Möglichkeit zu 
hausärztlichen Institutsambulan-
zen. Die Pläne der EBM-Reform er-
gäben nach einer Analyse des Zi er-
hebliche Verwerfungen im Honorar 
zwischen den Hausärzten. So wird 
Unmut innerhalb der Ärzteschaft 
geschürt, Nachwuchs vergrault. 
Den Fehler sieht sie in der Herange-
hensweise des Gesundheitsminis-
ters: Lauterbach meint, bisher habe 
man den Lobbyisten zu viel Raum 
gelassen, und brüstet sich damit, 
nicht einladend zu den großen In-
teressengruppen zu sein. „Gesetze 
werden also nicht für die Menschen 
gemacht, sondern zur Selbstbefrie-
digung eines Ministers, der mit al-
lem Recht haben will, obwohl er zum 
großen Teil keine Ahnung hat“, sagt 
Dr. Rommel. Ihr Lösungsvorschlag: 
Mit den Experten, also den Nieder-
gelassenen, sprechen, bevor ein 
Gesetz erlassen wird, damit Versor-
gung auch wirklich verbessert wird.
Angebote und Ideen gebe es in der 
Selbstverwaltung in großer Zahl. 
Dabei sei es dringend nötig, die am-
bulante Versorgung wieder attrak-
tiver zu gestalten. Aufgrund zuneh-

mender Schwierigkeiten, Arztsitze 
nachzubesetzen, zeichne sich schon 
jetzt ab, dass 2035 nur noch 75 Pro-
zent der Versorgung von heute durch
Ärzte erfüllt werden können.
Im Ärztescout sieht Dr. Rommel ein 
wichtiges Instrument, früh bei Stu-
denten und Ärzten in Weiterbildung 
für die Niederlassung zu werben. 
Mit verschiedenen Veranstaltungs-
formaten wie Praxistouren in ländli-
chen Regionen, „Plan Ambulant“ als 
breit angelegtem Fortbildungsevent 
oder auf Messen in Deutschland 
wirbt seit 2016 eine Ärztescoutin 
für die Vorzüge der Niederlassung 
im Freistaat. Mit dem Entstehen der 
Health and Medical University Er-
furt soll ab diesem Jahr eine zweite  
Ärztescoutin die jungen Mediziner in 
Erfurt ansprechen. Diese neue Stelle 
benötigte nun eine Änderung des Si-
cherstellungsstatuts, die von der VV 
angenommen wurde.
Neben Zuspruch für das Nachwuchs-
Engagement kamen auch Fragen 
auf. So wurde etwa eine Evalua-
tion angeregt, um herauszufinden, 
wie viele Ärzte sich aufgrund der 
Erfahrungen mit den Ärztescouts 
am Ende niederlassen. Sven Au-
erswald, Hauptgeschäftsführer der 
KVT, gab indes zu Bedenken, dass 
sich bestimmte Faktoren nicht mes-
sen lassen: „Wissenschaftlich wird 
sich kaum belegen lassen, welchen 
Effekt Veranstaltungen des Ärzte-
scouts im zweiten Studienjahr auf 
die Niederlassungsentscheidung 
eines Menschen zwölf Jahre später 
hat.“ Dr. Rommel kündigte allerdings 
an, dass derzeit eine Datenplattform 
entwickelt wird, um einen Überblick 
über die Wege der Studierenden und 
Ärzte in Weiterbildung zu erhalten.
Angenommen wurde zudem ein An-
trag von Dr. Ulf Zitterbart, stellver-
tretender Vorsitzender der Vertreter-
versammlung, dem die Fortführung 
unabhängiger Nationaler Versor-
gungsleitlinien nach der Auflösung 
des Ärztlichen Zentrums für Qualität 
in der Medizin (ÄZQ) besonders am 
Herzen lag.

Änderungen im Bereitschaftsdienst
Als Schwerpunktthema der Ver-
treterversammlung bahnten sich 
Änderungen im Bereitschaftsdienst 
an. Dr. Michael Sakriß hatte bereits 
in der Zusammenkunft Anfang des 
Jahres einen Antrag gestellt, dass 

Dienstübernahmen künftig nur noch 
über das Bereitschaftsdienstportal 
zu melden sind. Erst die dort bestä-
tigte Übernahme bzw. der bestätigte 
Tausch entbindet den ursprünglich 
eingeteilten Arzt von seiner Dienst-
verpflichtung. Nötig sei die Ände-
rung, um intransparente und für In-
formationsaustausch fehleranfälli-
ge Wechsel über den Obmann künf-
tig zu vermeiden. 
Darüber hinaus wurden Anpas-
sungen nötig, um auf die aktuelle 
Gesetzgebung des Bundessozial-
gerichtes zur Sozialversicherungs-
pflicht von sogenannten Poolärzten 
zu reagieren, damit freiwillig teilneh-
mende Ärzte auch künftig rechtssi-
cher am Bereitschaftsdienst teil-
nehmen können. Gelöst wurde dies 
maßgeblich über Kooperationsver-
träge. 
Weitere Änderungen der Bereit-
schaftsdienstordnung wurden von 
der Vertreterversammlung beschlos-
sen: Die Verantwortung des ärztli-
chen Leiters von MVZ wurde nach-
geschärft. Es wurde festgelegt, dass 
im Fahrdienst grundsätzlich alle ver-
mittelten Einsätze zu fahren sind. 
Gestrichen wurde die Reaktionszeit 
von einer Stunde im fachärztlichen 
Bereitschaftsdienst. Wer kurzfristig 
aus dem Hintergrunddienst für die 
Bereitschaft aktiviert wird, muss 
seinen Einsatz der Vermittlungs- 
zentrale melden.

Debatte um Nachhaltigkeit
Dr. Schröter setzte einen Impuls 
zum Dienst an der Gesundheit der 
Mitmenschen und der Gesund-
heit des Planeten Erde. Das Thema 
„Planetary Health“ hat es bereits 
ins wissenschaftliche Curriculum 
und die Forschung geschafft, „aber 
die Umsetzung der Erkenntnisse im 
Alltag braucht uns alle, und dafür 
möchte ich heute werben“, erklärte 
Dr. Schröter. Er stellte der Vertreter-
versammlung das Buch „Die grüne 
Arztpraxis“ vor, welches anhand 
von Best-Practice-Beispielen unter 
anderem Beiträge über Treiber der 
CO2-Emissionen im Gesundheits-
wesen, die Reduktion von Plas-
tik-Abfällen oder die Auswahl von 
Medikamenten nach Umwelt- und 
Klimaschutzkriterien enthält. Am 
Ende stand die Frage an die gewähl-
ten Vertreter, ob die KVT den Erwerb 
dieses Buches durch Sammelbestel

lung oder Sponsoring fördern soll, 
welcher letztlich abgelehnt wurde.
Denn während der Vorschlag bei 
einigen auf rege Zustimmung stieß, 
sprachen sich andere klar dagegen 
aus. So erklärte etwa Dr. Sabine 
Malur, dass allein die hohen Hygi-
eneauflagen – zahlreiche Materia-
lien dürfen nur als Einweg-Artikel 
genutzt werden – Vorhaben wie die 
Reduktion von Abfall durchkreuz-
ten. Siegel und Prädikate für die 
Nachhaltigkeit einer Praxis wiede-
rum würden teuer vermarktet und 
kosteten die Ärzte vor allem Geld. 
Prof. Dr. Ansgar Malich knüpfte an 
dieser Stelle an und führte die Idee 
ins Feld, dass die Selbstverwaltung 
eine Art TÜV-Kommission bilden 
könne, die Hygiene-Begehungen 
durch Ämter zuvorkomme und somit 
vor Gängeleien schütze. 

Update zu Versorgungsprojekten
Darüber hinaus präsentierte Dr. 
Schröter einen Überblick zum Stand 
zweier Versorgungsprojekte. Für 
das potenzielle Innovationsfonds-
projekt DIVA – Digitale Vernetzung 
in der konservativen Augenheilkun-
de – wurde im Mai der Vollantrag 
beim Gemeinsamen Bundesaus-
schuss eingereicht. Ende des Jahres 
wird feststehen, ob das Projekt star-
ten kann. Dabei geht es im Kern um 
das telemedizinische Funduskopie-
Screening der Netzhaut, um diabe-
tische Retinopathien zu erkennen.
Beim laufenden Innovationsfonds-
Projekt WATCH zur Versorgung von 
Post-COVID-Patienten zeichnet sich 
ein vorzeitiges Anschlussprojekt ab, 
nachdem das BMG ein neues staatli-
ches Förderprogramm aufgelegt hat. 
Ziel: Erstellen einer virtuelle Platt-
form für Fallkonferenzen zu Patien-
ten mit Langzeiterkrankungen nach 
Infektionen. Die KVT hat in einem 
Letter of Intent dem Universitäts-
klinikum Jena, das bereits Partner 
bei WATCH ist, seine Unterstützung 
zugesagt.
Dr. Sabine Köhler betonte in diesem 
Kontext, dass Doppelstrukturen ver-
mieden werden müssen und auf eine 
stringente Kommunikation unter den 
Beteiligten gepocht werden solle. 
Bei WATCH stoße sie aus eigenen 
Erfahrungen im Informationsaus-
tausch durchaus auf Probleme, 
wenn Befunde schleppend übermit-
telt werden.

In puncto Digitalisierung berichtet 
Dr. Schröter erfreut, dass er das ers-
te Mal keine neuen Hiobsbotschaf-
ten verkünden muss. Es scheine 
schrittweise voranzugehen. So ma-
che die Nutzbarkeit der 116117-Platt-
form für das Terminmanagement 
Fortschritte. Zum Jahresende soll 
beispielsweise für die Einstellung 
der Termine via Terminservicestelle 
eine Schnittstelle für Praxis-Web-
sites geschaffen werden.
Besonders engagiert um das The-
ma Digitalisierung ist Dr. Burkhard 
Strauß. Der Hausarzt stellte zwei 
Anträge. „Es geht mir bei all meinen 
Anträgen darum, die Arbeit in den 
Praxen zu entlasten“, betonte Dr. 
Strauß. Zum einen forderte er den 
Vorstand auf, auf Bundesebene für 
die Digitalisierung weiterer in der 
vertragsärztlichen Versorgung be-
nötigter Dokumente einzutreten. 
Insbesondere sollte es ermöglicht 
werden, erforderliche Signaturen 
durch Ärzte und Patienten bei Sam-
melerklärungen der Quartalsabrech-
nungen, Impfungen, OP-Aufklärun-
gen und Überweisungen papierfrei 
zu gestalten. Dieser Antrag wurde 
angenommen. 
Abgelehnt wurde indes sein zweiter 
Antrag, auf KBV-Ebene identische, 
maschinenauswertbare Ziffern-Re-
gelwerke bereitzustellen. Praxis-
verwaltungssysteme, KV und Ab-
rechner sollen diese zu Prüfungen 
barrierefrei nutzen können. Ziel sei 
es, auf diesem Wege Abrechnungs-
korrekturen zu vermeiden.
Der Vorstand erläuterte in einer 
Stellungnahme, dass dieser Auftrag 
objektiv nicht erfüllt werden könne, 
da es neben dem Einheitlichen Be-
wertungsmaßstab (EBM) eine gan-
ze Reihe thüringenspezifischer Ab-
rechnungsaspekte gibt: „Komplexe  
Regelwerke, die mehrere Bedingun-
gen miteinander verknüpfen, wer-
den in den 17 Kassenärztlichen Ver-
einigungen programmiert, da diese 
technisch nicht in der EBM-Stamm-
datei abbildbar sind. Die dabei zum 
Einsatz kommenden Programmier-
sprachen und Auslegungen sind 
nicht einheitlich.“ Dazu komme, 
dass der Vorstand der KVT keine 
Möglichkeit hat, auf KBV-Ebene  
operativ tätig zu werden.
Die nächste Vertreterversammlung 
findet am 14. September statt.

kvt

SELBST VERWALTUNG

Die Gesetzesflut dringt vor

Dr. Thomas Schröter im Dialog mit Dr. Burkhard Strauß 			    Foto: Streit

Die absehbaren Folgen zahlreicher Gesetzesvorhaben auf Bundesebene beunruhigen die Vertreterversammlung. 
Regional steht der Bereitschaftsdienst im Fokus. 

Markus  Vogel, Geschäftsführer der KVT-Notdienst Service gGmbH, berichtete über die  
Nutzbarkeit und Dienstleistung der 116117.			     	      Foto: Streit

Dr. Annette Rommel                      Foto: Streit
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Übersicht
Beschlüsse der Vertreterversammlung vom 05.06.2024 

Änderung der Bereitscha�sdienst-
ordnung

Die Vertreterversammlung be-
schließt die nachfolgenden Ände-
rungen in der Bereitscha�sdienst-
ordnung der KV Thüringen (BDO):

 ⋅  § 4 Abs. 2 BDO – Gesamtverant-
wortung Ärztlicher Leiter im MVZ
 ⋅  § 4 Abs. 3 BDO – Änderung der 
freiwilligen Teilnahme der Ärzte am 
Bereitscha�sdienst – Abschluss 
von Kooperationsverträgen
 ⋅  § 4 Abs. 5 BDO – Anpassung der 
Regelung zur Vertretersuche bei 
Ruhen der Zulassung – Streichung 
der zwei Monate
 ⋅  § 4 Abs. 7 BDO – Konsequenzen 
der Ungeeignetheit nicht nur für 
freiwillig teilnehmende Ärzte, 
sondern auch für verpflichtet teil-
nehmende Ärzte – durch Strei-
chung des Wortes „Freiwillig“ 
 ⋅ § 6 Abs. 5 BDO – Fahrdienst – 
Abänderung der generellen Ver-
pflichtung zum Fahren von vermit-
telten Fahrdiensteinsätzen in eine 
„grundsätzliche“ Verpflichtung
 ⋅ § 6 Abs. 6 BDO – Ergänzung Durch-
führung Hintergrunddienst – Infor-
mation der VMZ
 ⋅ § 6 Abs. 7 BDO – Abscha¨ung der 
Reaktionszeit von 60 Minuten im 
fachärztlichen Bereitscha�sdienst
 ⋅ § 6 Abs. 19 BDO – Ergänzung, dass 

Meldungen von Dienstübernah-
men und -tauschen ausschließ-
lich über das Dienstplanportal zu 
erfolgen haben
 ⋅ § 11 Abs. 1 BDO – Vergütung der 
Leistungen aufgrund Dokumenta-
tion im Dienstplanprogramm
 ⋅ redaktionelle Änderungen

Die geänderte Bereitscha�sdienst- 
ordnung soll zum 01.07.2024 in 
Kra� und damit an die Stelle der 
bisherig geltenden Ordnung treten.

Der Beschluss ergeht mit 23 Ja-Stim-
men und 2 Stimmenthaltungen.

Anpassung des Sicherstellungssta-
tutes in § 10 – Ärztescout

Die Vertreterversammlung be-
schließt auf Empfehlung des Vor-
standes der KV Thüringen eine 
Anpassung des § 10 des Sicherstel-
lungsstatuts.

– (Änderungen farbig) –

 § 10 Ärztescout
(1) Vor dem Hintergrund der Not-

wendigkeit einer dauerha�en 
Sicherstellung der vertrags-
ärztlichen Versorgung sind 
alle Möglichkeiten zu nutzen, 
um Ärzte für Thüringen zu ge-

winnen. Dazu wird ein Ärzte- 
scout als koordinierende Stelle 
für alle Interessenten am Studi-
endekanat des Universitätsklini-
kum Jena (UKJ) und an der Health 
and Medical University Erfurt 
(HMU) als zentraler Ansprech-
partner installiert werden, um 
diese bei allen Anfragen zu be-
treuen, für eine vertragsärzt-
liche Tätigkeit in Thüringen zu 
werben, Fragen zu beantworten 
und Entwicklungen nachzufra-
gen. Ziel ist es, Ärzte und Medi-
zinstudenten für eine zukün�ige 
dauerha�e ambulante vertrags-
ärztliche Tätigkeit im Freistaat 
Thüringen zu gewinnen. Durch 
den Ärztescout soll die Kontakt-
aufnahme mit potenziell in Thü-
ringen tätigen Ärzten schon wäh-
rend des Medizinstudiums bzw. 
verstärkt während der ärztlichen 
Weiterbildung erfolgen.

(2) Einzelheiten werden mit den je-
weiligen Vertragspartnern über 
einen gesonderten Vertrag zur 
Einbindung eines „Ärztescout“ 
am Studiendekanat des Univer-
sitätsklinikum Jena sowie an der 
HMU Erfurt geregelt.

Der Beschluss ergeht mit 21 Ja-Stim-
men, 2 Nein-Stimmen und 2 Stimm-
enthaltungen.

Fortführung unabhängiger Leitlinien

Der Vorstand der KVT wird aufge- 
fordert, sich bei der KBV für die  
Fortführung unabhängiger Leitli-
nien (Nationale Versorgungsleit-
linien), wie sie derzeit das ÄZQ 
(Ärztliches Zentrum für Qualität) 
entwickelt hat, einzusetzen.

Der Beschluss ergeht mit 20 Ja-Stim-
men, 1 Nein-Stimme und 3 Stimm-
enthaltungen.

Digitalisierung weiterer in der ver-
tragsärztlichen Versorgung benö-
tigter Dokumente

Die Vertreterversammlung fordert 
den Vorstand auf, auf Bundesebe-
ne für die Digitalisierung weiterer in
der vertragsärztlichen Versorgung 
benötigter Dokumente einzutreten. 
Insbesondere sollte es ermöglicht
werden, erforderliche Signaturen 
durch Ärzte und Patienten bei fol-
genden Dokumenten papierfrei zu
gestalten: Sammelerklärung der 
Quartalsabrechnung, OP-Au¿lä-
rungen, Impfungen, Überweisun-
gen.
Dabei soll es vermieden werden, die 
Ermöglichung digitaler Signaturen 
ohne angemessene Übergangszei-
ten zur Verpflichtung zu machen.

Der Beschluss ergeht mit 17 Ja-Stim-
men, 1 Nein-Stimme und 5 Stimm-
enthaltungen.

Bereitstellung identischer maschi-
nenauswertbarer Zi¨er-Regelwerke

Der Antrag von Herrn Dr. Strauß, 
den Vorstand aufzufordern, auf 
KBV-Ebene identische, maschinen-
auswertbare Zi¨ern-Regelwerke be-
reitzustellen, wird abgelehnt.

Der Beschluss ergeht mit 1 Ja-Stim-
me, 11 Nein-Stimmen und 9 Stimm-
enthaltungen.

Den genauen Wortlaut aller Be-
schlüsse der Vertreterversamm-
lung vom 05.06.2024 können Sie 
auf unserer Internetseite nach-
lesen:

Quotenregelung für Medizin-Studium beschlossen

Landtag verabschiedet Haus- und Zahnärztesicherstellungsgesetz

Die Vertreterversammlung der 
KV Thüringen lehnt die Pläne des 
Bundeskabinetts zur Einrichtung 
hausärztlicher Ambulanzen an 
Krankenhäusern vehement ab. Die 
wohnortnahe medizinische Grund-
versorgung der Bevölkerung darf 
nicht durch Abwanderung unseres 
Praxispersonals in die Kliniken 
gefährdet werden. Im anonymen 

Betrieb eines Krankenhauses geht 
die traditionelle Bindung von Pa-
tienten an ihren Hausarzt verlo-
ren. Die Kenntnis der Lebens- und 
Krankheitsgeschichte ist aber ein 
entscheidendes Qualitätsmerkmal 
in der Hausarztmedizin. Zudem 
werden unsere Praxisteams im-
mer von anwesenden Ärzten mit 
Facharztprüfung geführt, während 

in Krankenhausambulanzen über-
wiegend Ärzte in Weiterbildung 
eingesetzt werden und der nächste 
erfahrene Facharzt o� weit weg ist. 
Es wäre grundfalsch, angesichts 
der demogra­sch bedingten Aus-
dünnung der flächendeckenden 
Versorgung mit Haus- und Fachärz-
ten auf Experimente mit ungewis-
sem Ausgang zu setzen statt auf 

eine Stärkung und Konzentration 
der bewährten Strukturen. Wo es 
noch inhabergeführte Arztpraxen 
gibt, sollte im Interesse der Pati-
entenversorgung vorrangig deren 
Fortbestand gesichert werden.

Weimar, 05.06.2024

Resolution der Vertreterversammlung

Der Thüringer Landtag hat am  
12. Juni das Haus- und Zahnärzte-
sicherstellungsgesetz beschlos-
sen. Ein Teil der Studienplätze der 
Humanmedizin an der Friedrich-
Schiller-Universität (FSU) Jena wird
kün�ig an Menschen vergeben, 
die sich verpflichten, nach Ab-
schluss des Studiums und der 
fachärztlichen Weiterbildung in 
der Allgemeinmedizin für zehn 
Jahre in der hausärztlichen Versor-
gung in unterversorgten und von 
Unterversorgung bedrohten länd-
lichen Regionen oder Planungsbe-
reichen tätig zu sein.

Das Gesetz sieht vor, dass sechs 
Prozent der Studienplätze in Jena 
per Landarztquote vergeben wer-
den. Das entspricht bei 286 jährlich 
Immatrikulierten 17 Studienplätzen. 
Darüber hinaus wurde im Gesetz auf 
Antrag der CDU aufgenommen, dass 
es zusätzlich eine Quote für Zahn-
ärzte geben soll. Die Studenten, 
die sich für einen Platz per Quote 
entscheiden, unterschreiben einen 
Vertrag. Sofern die Verpflichtungen 
nicht eingehalten werden, droht 
eine Strafe von bis zu 250.000 Euro. 
Die Details der Auswahlkriterien 
und des Auswahlprozesses, an dem 

auch die KVT beteiligt werden soll, 
werden derzeit noch erarbeitet. 

Die KVT begrüßt das Gesetz. Dr. 
Annette Rommel erklärt dazu: 
„Wir freuen uns, dass der Thürin-
ger Landtag das Haus- und Zahn-
ärztesicherstellungsgesetz be-
schlossen hat. In Zeiten, da mehr 
als 100 Hausarztsitze im Freistaat 
unbesetzt sind, brauchen wir die-
ses Förderinstrument mehr denn 
je. Zwar bringt das Gesetz keine 
kurzfristigen Lösungen, doch auch 
in Zukun� werden wir über alle 
Ärztinnen und Ärzte froh sein, die 

sich für die ambulante Versorgung 
in Thüringen entscheiden. Bei aller 
Freude über die nun beschlossene 
Förderung wünschen wir uns, dass 
die Förderung auf Fachärzte ausge-
weitet wird, um kün�ige Mangelsi-
tuationen präventiv zu behandeln. 
Außerdem sollte die Quote von 
derzeit sechs auf zehn Prozent der 
Studenten erhöht werden, damit 
die Ärztinnen und Ärzte, die im Frei-
staat studieren und die der Freistaat 
so dringend braucht, auch wirklich 
in Thüringen bleiben.“

Matthias Streit

Krankenhäuser können keine Hausarztmedizin
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Dr. med. Julia Vonderlind hat sich im April im Südthüringer 300-Seelen-Dorf Unterkatz niedergelassen

Steckbrief
	⋅  geb. 1990 in Meiningen
	⋅ 2008–2014 Studium der Human-
medizin an der Friedrich-Schiller-
Universität Jena
	⋅ 01/2015 ärztliche Approbation
	⋅ 2015–2023 Weiterbildung zur 
Fachärztin für Allgemeinmedizin 
im Helios Klinikum Erfurt, Helios 
Klinikum Meiningen und in der 
Hausarztpraxis Steiner in Rent-
wertshausen

Sechs Fragen an  Dr. Vonderlind:

Frau Dr. Vonderlind, Sie sind noch 
ganz neu in der eigenen Niederlas-
sung. Wie fühlt es sich an?
Es fühlt sich immer noch surreal 
an, dass das nun meine Praxis ist. 
Schließlich habe ich sechzehn Jahre 
lang, seit Beginn des Studiums über 
die Facharztweiterbildung darauf 
hingearbeitet. Aber es ist ein gutes 
Gefühl. Ich nenne die Praxis manch-
mal sogar mein drittes Kind. 

War es schwierig, passende Praxis-
räume zu finden?
Ich bin in Unterkatz verwurzelt und 

kennen den Ort sehr gut. Bislang 
gab es hier keine Praxis, aber ein 
sehr schönes Grundstück im Orts-
kern, auf dem zwei Gebäude ver-
fielen. Dort haben wir abgerissen, 
Grundstücke neu organisiert und 
neu gebaut. Für unsere Praxis ha-
ben wir nun 240 Quadratmeter. Das 
war ein Riesenprojekt, das ohne die 
Unterstützung meiner Eltern – mein 
Vater ist Bauunternehmer – nicht 
möglich gewesen wäre.

Anders als bei einer Übernahme be-
ginnen Sie bei einer Neugründung 
bei null. Wie läuft die Patientenge-
winnung?
Bei einer Neugründung startet man 
erst einmal mit einer großen Unge-
wissheit. Aufgrund der Investitions-
kosten wusste ich ja auch, dass 
ich im Prinzip ab Tag eins abliefern 
muss. Wir haben dann am ersten 
Morgen aufgeschlossen und auf die 
Patienten gewartet. Das erste Quar-

tal werden wir wohl mit etwa 800 Pa-
tienten abschließen und damit bin 
ich für den Beginn sehr zufrieden. 
Aber wir nehmen natürlich noch 
weitere Patienten auf.

Sie wohnen im Ort Ihrer Praxis. Klin-
geln Ihre Patienten nach Feierabend 
häufig bei Ihnen?
Das kommt natürlich vor. Und sie 
rufen auch mich zuerst an, wenn es 
am Wochenende ein Problem gibt. 
Aber das macht mir nichts aus. 
Wenn man die Entscheidung fällt, 
sich in einem 300-Seelen-Dorf als 
Hausärztin niederzulassen, muss 
man sich dessen bewusst sein.  
Außerdem haben mich die Nach-
barn auch früher schon gefragt – nur 
musste ich damals zusätzlich eine 
halbe Stunde pro Strecke zur Arbeit 
pendeln.

Sie praktizieren in einer sehr länd-
lichen Region. War es schwierig, 
Fachpersonal zu gewinnen?
Ich weiß, dass MFA Mangelware 
sind, aber ich hatte keinerlei Pro-
bleme. Auf meine Stellen habe ich 
30 Bewerbungen erhalten und mich 
letztlich für zwei MFA und eine Kran-

kenschwester, die sich verändern 
wollte, entschieden. Ich vermute, 
das große Interesse hängt damit 
zusammen, dass es eine  Praxisneu-
gründung ist und viele eine Chance 
sehen, sich als Team komplett neu 
zu finden, statt in ein bestehendes 
Team hineinzukommen.

Welchen Tipp möchten Sie Nieder-
lassungs-Interessierten mit auf den 
Weg geben?
Wer sich niederlässt, sollte bereits 
von seinen medizinischen Künsten 
so überzeugt sein, dass man sich 
um Betriebswirtschaftliches und 
Organisatorisches kümmern kann. 
Während meiner Weiterbildung in 
der Praxis von Dr. Michael Steiner in 
Rentwertshausen habe ich mit ihm 
das Qualitätsmanagement in seiner 
Praxis aufgezogen und organisiert. 
Von den Erfahrungen profitiere ich 
heute in meiner eigenen Praxis und 
konnte für mein Team sehr schnell 
sehr klare Prozesse auflegen, um 
produktiv zu arbeiten.

Herzlichen Dank für das Gespräch!

(Fragen von Matthias Streit)

Landärztin aus Leidenschaft

Mit Herz für die Sache

Wie die Erfurter HNO-Ärztin Dr. Denise Lundershausen zu einem Gesicht der aktuellen KBV-Kampagne wurde 

Praxisteam mit Frau Dr. Julia Vonderlind (rechts im Bild)	 Foto: Tobias Langner

Berlin, März 2024. In einer großen 
Praxis im Stadtteil Schöneberg wu-
seln acht Ärztinnen und Ärzte sowie 
eine Psychotherapeutin aus ganz 
Deutschland, Patienten-Darsteller, 
Fotografen und ein Film-Team. Lie-
gen werden beiseite gerückt, Licht-
strahler ausgerichtet, Kamera- und 
Tonausrüstung justiert. Mittendrin: 
Dr. Denise Lundershausen. Die  
Erfurter Hals-Nasen-Ohren-Ärztin 
gehört zum kleinen Kreis derer, die 
der bundesweiten KBV-Kampagne 
„Wir sind für Sie nah!“ ihr Gesicht 
leihen. „Mir war es wichtig, dass 
auch ein so kleines Fachgebiet 
wie unseres eine Stimme bekommt 
und präsent wird“, erklärt Dr. Lun-
dershausen ihre Motivation, sich 
auf den Aufruf nach Protagonisten 
für die Kampagne zu melden. „Die 
HNO ist ein Fachgebiet, das für Pa-
tienten jeden Alters relevant ist, von 
klein auf bis ins hohe Alter. Und die 
Schwerhörigkeit gehört schließlich 
auch zu unserem Gebiet“, sagt sie. 
Wer hier einen Seitenhieb an den 
obersten Gesundheitsminister und 
die Politik heraushört, hört schon 
richtig hin.

Vor 20 Jahren ließ sich Denise Lun-
dershausen in Erfurt nieder, prakti-
zierte damals gemeinsam mit ihrer 
Mutter, Dr. Ellen Lundershausen. 
Zwar hat sich Letztere mittlerwei-
le aus der Praxis zurückgezogen. 
Gemeinschaftlich arbeitet Denise 
Lundershausen aber noch heute 
an gleicher Stelle, und zwar mit  
ihrer Schwester Dr. Anna-Teresa  
Lundershausen. Zusätzlich zu ihrem 
vollen Versorgungsauftrag operiert 

Denise Lundershausen einmal alle 
zwei Wochen am Hufeland-Klinikum 
Weimar: „Ich halte es für ausgespro-
chen wichtig, dass man für sich sei-
ne Spezialgebiete auch im ambulan-
ten Setting erhält. Die Breite muss 

sein und bereichert das Wissen un-
gemein.“
Dr. Lundershausens Engagement en-
det aber nicht an der Praxis- oder Kli-
niktür. Die Berufspolitik spielt für sie 
seit vielen Jahren eine wichtige Rolle. 

Sie wurde ihr förmlich in die Wiege 
gelegt. Ihre Mutter ist Vize-Präsiden-
tin der Bundesärztekammer, führte 
viele Jahre lang die Landesärzte-
kammer in Thüringen (LÄKT), war 
Vorständin der KVT. Vater Dr. Rainer 
Lundershausen, Facharzt für Innere 
Medizin, Schwerpunkt Diabetologie 
und Infektiologie, gehörte viele Jah-
re zur Vertreterversammlung der KVT 
und engagierte sich im Qualitätszir-
kel der LÄKT. 
2011 schlägt auch Denise Lunders- 
hausen den Weg in die Berufspolitik 
ein, als sie in den Beratenden Fach-
ausschuss der Fachärzte der KVT ge-
wählt wird. 2016 wird sie erstmals in 
die Vertreterversammlung gewählt, 
Wiederwahl 2022. Seit vielen Jah-
ren schon führt sie den Berufsver-
band der Hals-Nasen-Ohren-Ärzte 
in Thüringen, gehört dort auch zum 
Bundesvorstand. Seit vergangenem 
Jahr ist sie Mitglied des Beratenden 
Fachausschusses Fachärzte der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung. 
Und damit nicht genug: In Thüringen 
bringt sie sich außerdem in der Ge-
meinschaft der Heilberufe ein. „Die 
Gemeinschaft liegt mir sehr am Her-
zen. Ich finde es toll, wie wir Ärzte, 
Psychotherapeuten, Apotheker ge-
meinsam mit unseren Teams in die-
sem Bündnis für unsere Anliegen 
kämpfen. Eine solche Gemeinschaft 
kenne ich aus keinem anderem Bun-
desland“, sagt Dr. Lundershausen.
Während politisch in Thüringen da-
rum gerungen wird, das Ehrenamt 
wieder zu stärken, leben Menschen 
wie Dr. Lundershausen vor, wie es 
mit Leben gefüllt wird – auch jen-
seits der Berufspolitik. Am Gym-

nasium ihrer beiden Kinder war die 
HNO-Ärztin Elternsprecherin. Sie 
engagiert sich im Rotary Club Erfurt 
Gloriosa, übernahm 2021 bis 2022 
die jährlich rotierende Präsident-
schaft. Und auch im Ehrenamt ist sie 
wie in der Praxis an der Basis zu fin-
den: Am Rande des Krämerbrücken- 
festes verkaufte sie erst jüngst für 
den Rotary Club Getränke. Die Ein-
nahmen werden karitativen Zwe-
cken gespendet. Und wenn sie 
neben Familie, Praxis und Ehren-
amt noch Zeit hat, widmet sie diese 
ihrem Lieblingshobby, wie sie selbst 
sagt: Schon vier Mal reiste sie für je-
weils 14 Tage nach Ruanda, um dort 
die HNO-Kollegen weiterzubilden. 
„All das lässt sich durchaus unter 
einen Hut bringen. Organisation ist 
das Wichtigste“, sagt Dr. Lunders-
hausen. Eine zentrale Rolle spiele 
dabei auch die Gemeinschafts- 
praxis mit ihrer Schwester. In einer 
Einzelpraxis, räumt sie ein, könne 
sie vermutlich nicht so ein großes 
zusätzliches Pensum abspulen. 
Natürlich braucht aber jeder Zeit 
für sich, um wieder klare Gedanken 
fassen. Dr. Lundershausen hat da-
für ein festes Ritual: Täglich geht 
sie morgens und abends mit ihrer 
Hündin zum „Kopf-Durchlüften“ 
spazieren.
Mit Blick auf die Kampagne räumt 
sie zwar ein, dass die Politik den 
Niedergelassenen gerade einigen 
Ärger bereite. Dennoch bleibt sie 
überzeugt: „Die Niederlassung 
ist das Beste, was mir passieren  
konnte.“

Matthias Streit

KBV-Kampagne „Wir sind für Sie nah“
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Für weitere Informationen zu unseren Fortbildungen und den Teilnahmegebühren besuchen Sie uns auf unserer 
Website oder kontaktieren Sie uns gern telefonisch.

Anmeldung und Kontakt

Termine und Fortbildungsveranstaltungen der KV Thüringen für Vertragsärzte und Psychotherapeuten

Fortbildungsveranstaltungen

BESONDERE VERANSTALTUNGEN

Datum Thema / Punkte 

ARZNEI-, HEIL- UND HILFSMITTEL

18.09.2024 Hinweise zur Verodnung von Heilmitteln Teil 2 (4 Punkte)

25.09.2024 Verordnung enteraler und parentaler Ernährung (5 Punkte)

BETRIEBSWIRTSCHAFT UND RECHT

07.09.2024 Praxistag für Existenzgründer und Praxisabgeber Teil 1/3

11.09.2024 Webinar: Privatabrechnung nach der Gebührenordnung für Hausärzte, 
(hausärztliche Internisten), Kinder-/Jugendärzte (GOÄ) für Fortgeschrittene

25.09.2024 Webinar: EBM für Fortgeschrittene – fachärztlicher Versorgungsbereich 
(3 Punkte)

Datum Thema / Punkte 

QUALITÄTSMANAGEMENT

31.08.2024 Praxismanager – Teil 1 – Persönlichkeit & Kommunikation

06.09.2024 QM-Beau�ragte in der Artpraxis

07.09.2024 Praxismanager – Teil 2 – Mitarbeiterführung

14.09.2024 Praxismanager – Teil 3 – Praxismarketing

18.09.2024 Webinar: QEP-Aktuell (4 Punkte)

21.09.2024 Praxismanager – Teil 4 – QM in medizinischen Einrichtungen

28.09.2024 Praxismanager – Teil 5 – Praxisorganisation und Zeitmanagement

SPEZIALSEMINARE

25.09.2024 Erste-Hilfe-Refresherkurs 

Thüringer Vertragsärztetage (bis zu 43 Fortbildungspunkte)

Die KVT lädt Sie zu den beliebten Vertragsärztetagen ein, die dieses 
Jahr im Herbst statt­nden.
Es erwartet Sie in Weimar ein abwechslungsreiches Programm, 
was sowohl fachliche Expertise als auch praktische Tipps für Ihren 
Praxisalltag bietet.
Darüber hinaus bekommen Sie neben fachlichen Themen von der 
Abrechnung bis zur Verordnung  Fortbildungen in den Bereichen wie 
Qualitätsmanagement, Mitarbeiterführung oder Zeitmanagement 
angeboten. 
Unsere Experten und Expertinnen aus dem Haus der KVT stehen Ihnen 
Rede und Antwort und sorgen dafür, dass Sie auf dem neuesten Stand 
bleiben. Ob Sie sich in Grundlagen zum EBM schulen lassen, den 
Praxisalltag optimieren oder Ihr Wissen im Bereich DMP erweitern 
möchten – bei den Vertragsärztetagen ­nden Sie garantiert das 
passende Angebot. 

KVT

https://www.tvt.health/startseite.html 

KVT, Zum Hospitalgraben 8 in Weimar 

16.–19.10.2024

Veranstalter:

Info/Anmeldung:

QR-Code: 

Ort:

Praxistag für Existenzgründer und Praxisabgeber

Existenzgründer
• Voraussetzung für die kassenärztliche Zulassung – KVT
• Der optimale Finanzierungsmix – ApoBank
• Clevere Steuerstrategie für Ärzte – Steuerberatungsgesellscha�

Praxisabgeber
• Praxisverkauf: Nutzen Sie die steuerlichen Gestaltungsspielräume – 

Steuerberatungsgesellscha�
• Nachfolgeplanung: Möglichkeiten nach Zulassungsrecht – KVT
• So wird die Praxisabgabe zum ­nanziellen Erfolg! – ApoBank

Existenzgründer und Praxisabgeber
• Fallen in der Vertragsgestaltung rund um die Niederlassung/

Praxisabgabe – Fachanwältin für Medizinrecht
• O¨ene Fragen und Schlussworte

Ein erfahrenes Beraterteam wird sich Ihren Fragen stellen – wir laden 
Sie herzlich ein!

https://www.kvt-events.de/ESOR/Event/Info/1837

KVT, Zum Hospitalgraben 8 in Weimar

07.09.2024

Info/Anmeldung:

QR-Code:

Ort:
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Die KVT möchte die Aufmerksam-
keit für den Bereitscha�sdienst in 
Thüringen erhöhen und hat eine 
Kampagne in den sozialen Medien 
YouTube, Facebook und Instagram 
gestartet. In au�älligen Motiven 
und mit direkten Botscha�en 
werden die 116117 und der Bereit-
scha�sdienst als erste Anlauf-
stelle bei akuten Erkrankungen 
hervorgehoben. „Wir wollen jun-
gen Erwachsenen verdeutlichen, 
was die 116117 alles kann. Und 
eben diese Menschen wollen wir 
dort erreichen, wo sie im Inter-
net häu±g unterwegs sind“, er-
klärt Markus Vogel, Geschä�s-
führer der KVT-Notdienst Service 
gGmbH. Die Tochtergesellscha� 
der KVT verantwortet die 116117 in  
Thüringen. 

Laut KBV-Versichertenbefragung 
kennen zwar 43 Prozent der Thü-
ringer die Rufnummer 116117 be-
reits. „Neue Angebote wie das 
Patienten-Navi oder die telemedi-
zinische Hilfe der VideoDocs sind 
aber leider noch recht unbekannt. 
Das möchten wir ändern“, sagt Dr. 
Annette Rommel.

Beim Patienten-Navi handelt es 
sich um ein digitales Angebot des 
Bereitscha�sdienstes der Kassen-
ärztlichen Vereinigungen. Unter 
www.116117.de oder in der 116117-
App beschreiben Patienten mithil-
fe eines nach medizinischen Kri-
terien zerti­zierten Fragebogens 
ihre Beschwerden. Am Ende erfährt 
man, welche Behandlungsstelle in 
welcher Frist empfohlen wird. Das 

kann der Hausarzt am nächsten 
Tag, der Bereitscha�sdienst in den 
nächsten Stunden oder die Notauf-
nahme sofort sein. Möglich ist zu-
dem eine telefonische Nachfrage 
am Ende des Dialogs. In manchen 
Fällen gibt das Patienten-Navi Hin-
weise, wie sich Patienten bis zum 
Arztbesuch ggf. selbst behandeln 
können.

Ein Schwerpunkt des Bereitscha�s-
dienstes liegt in den vergangenen 
Jahren im Ausbau digitaler Ange-
bote. Neben der medizinischen 
Selbsteinschätzung der Dringlich-
keit über das Patienten-Navi online 
kann man über die 116117 auch den 
VideoDoc erreichen. Hausärzte 
und Kinder-/Jugendärzte stehen 
außerhalb der Sprechstunden für 
eine telemedizinische Beratung in 
Akutfällen zur Verfügung.

Matthias Streit

Die Plakate und Postkarten können 
Sie für Ihre Praxis kostenfrei bestel-
len: www.kvt.de

Auszeichnung für herausragende Verdienste 
Dr. Ellen Lundershausen und Dr. Annette Rommel erhalten Dr.-Ludwig-Pfei�er-Medaille

QUERBEET

V. l. n. r.: Dr. Annette Rommel, Dr. Hans-Jörg Bittrich und Dr. Ellen Lunders-
hausen         Foto: kvt

Irre schönes Arbeiten hier!

Warum macht die Arbeit manchmal 
„irre“ viel Vergnügen? Ver-irrun-
gen nennt man doch die meist be-
dauernswerten Umstände, wenn 
jemand unabsichtlich die falsche 
Richtung eingeschlagen hat. Der 
Gesundheitspolitik unserer Re-
gierung attestieren wir ständig  
Irr-wege. Wobei es bei manchem 
praxisgefährdenden Gesetzent-
wurf schwerfällt, an Absichtslosig-
keit zu glauben! Ärzte und Psycho-
therapeuten kennen zudem viele 
Formen krankha�en Irre-seins, 
also unverschuldeten Leidens. Im 
Formularwust unseres Arbeitsall-
tags hat der Wahnsinn allerdings 
Methode. Und hier kennen wir die 
Schuldigen: Kassenbürokraten! 
Kollegen vom Bundesverband 
Managed Care haben nun einen 
Wettbewerb ausgelobt: www.irr-
sinn-im-gesundheitswesen.de. 
Gesucht werden besonders krasse 
Erlebnisse in der Berufsausübung, 
die an der Sinnha�igkeit von Re-
geln und Vorschri�en zweifeln 
lassen. Bis zum 21. Juli kann man 
ein Kurzvideo einreichen. Die ab-
surdesten Anekdoten gelangen 
ins ö¨entliche Voting und werden 
dann prämiert. Drei Geschichten 
aus meinem Fachgebiet fallen mir 
auf Anhieb ein. Erstens: Betreuung 
einer Schwangeren, abgerechnet 
wird GOP 01770 einmal im Quartal. 
Nach drei Jahren fordert die Kran-
kenkasse das Honorar zurück, 
weil die Patientin einmal in einer 
anderen Praxis war, ohne es zu 
berichten. Rechtsweg aussichts-
los. Zweitens: amtliche Praxisbe-
gehung mit Beanstandung – die 
Wischdesinfektion lege artis der 
Ultraschallsonden reiche nicht 
aus. Für die Vaginalsonde fordert 
die Behörde eine maschinelle Des-
infektion, da die Gründlichkeit der 
Reinigung durch Menschenhand 
nicht validierbar sei. Verzicht auf 
Endosonogra­e oder Kauf eines 
teuren Waschgerätes sind die 
einzigen Alternativen. Drittes Bei-
spiel: Ibrance® für Patientin mit 
Mammakarzinom rezeptiert. Ich 
hätte vorher Lynparza® auspro-
bieren müssen. Der unzulässige 
O¨label-Use hatte täglich 94,60 € 
weniger (!) Therapiekosten. Trotz-
dem bekam ich 2.300 € Regress 
aufgebrummt. 
Aber mal ehrlich: Wie soll man so 
was ­lmen? Vielleicht haben Sie 
fotogenere Absurditäten erlebt? 
Dann bewerben Sie sich mit einem 
Irrsinns-Video beim BMC! Thürin-
gen hat das Potenzial, den 1. Preis 
abzuräumen. Denn die vertrags-
ärztliche Tätigkeit hierzulande ist 
irrsinnig schön.

Anonymus                

Foto: kvt

Im Rahmen der Erö�nung der Me-
dizinischen Fortbildungstage Thü-
ringen in Erfurt wurden am 22. Mai  
Dr. Ellen Lundershausen und Dr. An-
nette Rommel mit der Dr.-Ludwig-
Pfei�er-Medaille ausgezeichnet. 
Diese Ehrung wurde vom Präsi-
denten der Landesärztekammer 
Thüringen, Dr. Hans-Jörg Bittrich, 
überreicht.
Dr. Annette Rommel, erste Vorsit-
zende der Kassenärztlichen Verei-
nigung Thüringen (KVT), wurde für 
ihre herausragenden Verdienste um 
die ärztliche Selbstverwaltung und 
die hausärztliche Versorgung ge-
würdigt. Dabei geht ihr Engagement 
weit über das zuletzt in der eignen 
Praxis Gelebte hinaus. 
Ein besonderer Schwerpunkt ihrer 
Arbeit ist die Nachwuchsförderung. 
Viele Initiativen zur Gewinnung 
junger Praxisnachfolger gehen auf 
Rommels Bemühungen zurück, 
darunter die Einrichtung einer 
Stabsstelle für Nachwuchsförde-
rung in der KVT, das Kompetenz-
zentrum Weiterbildung Allgemein-

medizin und die Etablierung des 
Ärztescouts Thüringen. Ihre Akti-
vitäten für das Thüringer Hausärzte- 
sicherstellungsgesetz unterstrei-
chen ihr langfristiges Engagement 
für die hausärztliche Versorgung.
Bekannt für ihre einfühlsame Art 
und ihre Fähigkeit, Menschen zu mo-
tivieren und zu inspirieren, hat Rom-
mel die Zukun� der hausärztlichen 
Versorgung in Thüringen nachhaltig 
geprägt. Ihr o¨enes Ohr für die Sor-
gen und Nöte ihrer Kolleginnen und 
Kollegen sowie ihrer Patientinnen 
und Patienten macht sie zu einer ge-
schätzten Persönlichkeit.
Dr. Bittrich dankte Dr. Rommel im 
Namen der Thüringer Ärztescha� für 
ihr langjähriges berufspolitisches 
Engagement und ihren herausra-
genden Beitrag zur medizinischen 
Versorgung im Bundesland. Mit der 
Verleihung der Dr.-Ludwig-Pfei¨er-
Medaille wurde nicht nur ihre beruf-
liche Leistung gewürdigt, sondern 
auch ihr unerschütterliches Engage-
ment und ihre menschliche Größe. 

Luisa Ihle

Monstermäßig was los
Neue Kampagne für die 116117 in Thüringen
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